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Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV.NRW. 1994, Seite 666), zuletzt gedndert durch Art. 1 des Gesetzes vom 13. April 2022
(GV.NRW. 2022, Seite 490), in der jeweils geltenden Fassung, der § 1, 2, 4, 6 bis 8, 10 und 12 des Kommunalabgabengesetzes
fur das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV.NRW. 1969, Seite 712), zuletzt gedndert durch das
Gesetz vom 19. Dezember 2019 (GV.NRW. 2019, Seite 1029), in der jeweils geltenden Fassung, des § 54 des Landeswasser-
gesetzes NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV.NRW. 1995, Seite 926), zuletzt geandert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 2021 (GV. NRW. 2021, Seite 1470), in der jeweils geltenden Fassung, des Nordrhein-
Westfalischen Ausfiihrungsgesetzes zum Abwasserabgabengesetz vom 8. Juli 2016 (AbwAG NRW, GV.NRW. 2016, Seite 559),
zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes zur Anderung des Landeswasserrechts vom 4. Mai 2021 (GV.NRW. 2021,
Seite 560), in der jeweils geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Siegen in seiner Sitzung am 18. Dezember 2024 folgende
Satzung beschlossen:

I. Abschnitt * Finanzierung der Abwasserbeseitigung

§1

Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage

(1) Zur Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Stadt Abwassergebiihren, Kanalanschluss-
beitrdge und Kostenersatz fiir Grundstiicksanschlussleitungen.

(2) Entsprechend § 1 Absatz 2 der Abwassersatzung der Stadt Siegen vom 26. November 2021 stellt die Stadt
zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet und zum Zweck der Verwertung oder Beseitigung der
bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden Klarschlamme die erforderlichen Anlagen als 6f-
fentliche Einrichtung zur Verfligung (gemeindliche Abwasseranlagen). Hierzu gehéren der gesamte Bestand
an personellen und sachlichen Mitteln, die fiir eine ordnungsgemafle Abwasserbeseitigung erforderlich sind
(beispielsweise das Kanalnetz, Klaranlagen, Regenwasser-Versickerungsanlagen, Transportfahrzeuge fir
Klarschlamm aus Kleinklaranlagen und Inhaltstoffen von abflusslosen Gruben, das fiir die Abwasserbeseiti-
gung eingesetzte Personal).

(3) Die gemeindlichen Abwasseranlagen bilden eine rechtliche und wirtschaftliche Einheit, die auch bei der
Bemessung der Kanalanschlussbeitrage und den Abwassergebiihren zugrunde gelegt wird.

Il. Abschnitt - Gebiihrenrechtliche Regelungen

§2
Kanalbenutzungsgebiihren

(1) Far die Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Stadt nach §§ 4 Absatz 2, 6 KAG
NW und § 54 LWG NRW Abwassergebiihren (Benutzungsgebiihren) zur Deckung der Kosten im Sinne des
§ 6 Absatz 2 KAG NW sowie der Verbandslasten nach § 7 KAG NW.

(2) In die Kanalbenutzungsgebiihr wird nach § 2 Absatz 1 Satz 2 AbwAG NRW eingerechnet:

= die Abwasserabgabe fiir eigene Einleitungen der Stadt (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 AbwAG NRW)

= die Abwasserabgabe fiir Kleineinleiter (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 1 Absatz 1 Satz 1
AbwAG NRW)

= die Abwasserabgabe fir die Einleitung von Niederschlagswasser (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung
mit § 1 Absatz 1 Satz 2 AbwAG NRW)

= die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbanden auf die Gemeinde umgelegt wird (§ 2 Absatz 1 Satz 1
Nr. 3 AbwAG NRW).

(3) Die Schmutzwassergebiihr und die Niederschlagswassergebiihr sowie die Gebihren nach den §§ 10, 10a
und 11 dieser Satzung sind grundstiicksbezogene Benutzungsgebiihren und ruhen als 6ffentliche Last auf
dem Grundstick (§ 6 Absatz 5 KAG NRW).
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(2)
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§3

GebiihrenmaRstabe

Die Stadt erhebt getrennte Abwassergebihren fur die Beseitigung von Schmutz- und Niederschlagswasser
(Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln sowie das Entwassern
von Klarschlamm im Zusammenhang mit der Beseitigung des Abwassers).

Die Schmutzwassergebiihr bemisst sich nach dem Frischwassermalstab (§ 4).

Die Niederschlagswassergebiihr bemisst sich auf der Grundlage der Quadratmeter der bebauten und/ oder
befestigten Flache auf den angeschlossenen Grundstiicken, von denen Niederschlagswasser abflusswirk-
sam in die stadtische Abwasseranlage gelangen kann (§ 5).

§4

Bemessung der Schmutzwassergebiihren

Die Gebihr fir Schmutzwasser wird nach der Menge des hauslichen und gewerblichen Schmutzwassers
berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlossenen Grundstiicken zugefiihrt wird. Berechnungs-
einheit ist der Kubikmeter (m3) Schmutzwasser.

Als Schmutzwassermenge gilt die aus der 6ffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogene Frischwasser-
menge (§ 4 Absatz 3) und die aus privaten Wasserversorgungsanlagen (beispielsweise privaten Brunnen,
Regenwassernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 4 Absatz 4), abzlglich der auf dem Grundstick
nachweisbar verbrauchten und zuriickgehaltenen Wassermengen, die nicht in die stadtische Abwasseran-
lage eingeleitet werden (§ 4 Absatz 5).

Die dem Grundstiick zugefiihrten Wassermengen werden durch den Wasserzédhler des ortlichen Wasser-
versorgers ermittelt. Bei dem aus der 6ffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser gilt die mit
dem Wasserzahler gemessene Wassermenge als Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzdhler nicht ordnungs-
gemal funktioniert, so wird die Wassermenge von der Stadt unter Zugrundelegung des Verbrauchs des
Vorjahres geschatzt. Die Datenlibernahme vom ortlichen Wasserversorger (Siegener Versorgungsbetriebe
GmbH - SVB) sowie die Datenspeicherung und Datennutzung der Wasserzahlerdaten des Wasserversorgers
erfolgt, um der/ dem Gebuhrenpflichtigen die zweimalige Ablesung ihres/ seines Wasserzahlers zu erspa-
ren. Sie dient der ordnungsgemaRen Erfiillung der Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt (§ 46 Absatz 1
LWG NRW) und der Abwasseriberlassungspflicht durch die geblhrenpflichtige Benutzerin oder den gebiih-
renpflichtigen Benutzer (§ 48 LWG NRW) sowie zur verursachergerechten Abrechnung der Schmutzwasser-
gebihr und zum Nachweis der rechtmaRigen Erhebung der Schmutzwassergebiihr. Insoweit hat die Grund-
stiickseigentimerin oder der Grundstiickseigentimer als Gebiihrenschuldnerin oder Gebihrenschuldner
den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle Selbstbestimmung (Artikel 2 Absatz 1
Grundgesetz) zu dulden.

Gleiches gilt fiir den Gebiihrenbescheid fiir Schmutzwasser, mit dessen Erstellung die SVB GmbH als ortli-
cher Wasserversorger im Namen und im Auftrag der Stadt beauftragt ist. Hierzu stellt die Stadt die notwen-
digen grundstiicks- und personenbezogenen Daten zur Verfligung.

Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (beispielsweise privaten Brunnen, Regen-
wassernutzungsanlagen) hat die/ der Gebuihrenpflichtige den Mengennachweis durch einen auf ihre/ seine
Kosten eingebauten und messrichtig funktionierenden Wasserzahler nach § 4 Absatz 5 Nr. 2 dieser Satzung
zu fihren. Gemal & 4 Absatz 5 Nr. 2 dieser Satzung muss der Wasserzahler in Anlehnung an das Mess- und
Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut geeicht werden oder durch einen neuen Wasser-
zdhler mit einer Konformitatserklarung des Herstellers ersetzt werden. Aus der Konformitatserklarung muss
sich ergeben, dass der Wasserzahler messrichtig funktioniert. Der Nachweis Gber die messrichtige Funktion
sowie Eichung des Wasserzahlers obliegt der/ dem Gebuhrenpflichtigen. Ist der/ dem Gebuhrenpflichtigen
der Einbau eines solchen Wasserzéhlers nicht zumutbar, so ist die Stadt berechtigt, die aus diesen Anlagen
zugefiihrten Wassermengen zu schatzen (beispielsweise auf der Grundlage der durch die wasserrechtliche
Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen oder auf der Grundlage der Pumpleistung sowie Betriebsstunden
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(5)

(8)

der Wasserpumpe oder unter Beriicksichtigung der statistischen Verbrauche im Stadtgebiet). Eine Schat-
zung erfolgt auch, wenn der Wasserzahler nicht messrichtig funktioniert

Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstiick nachweisbar verbrauchten
oder zuriickgehaltenen Wassermengen (sogenannte Wasserschwundmengen) abgezogen, die nachweisbar
nicht dem 6ffentlichen Kanal zugefiihrt werden. Der Nachweis der Wasserschwundmengen obliegt den Ge-
buhrenpflichtigen. Die/ Der Gebuhrenpflichtige ist grundséatzlich verpflichtet, den Nachweis durch eine auf
ihre/ seine Kosten eingebaute, messrichtig funktionierende und geeignete Messeinrichtung in Anlehnung
an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess-EichV) zu fuhren:

Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung

Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind technische Gerate, die in regelméaRigen Abstdanden kalibriert
werden miussen. Die Kalibrierung ist nach den Hersteller-Angaben durchzufiihren und der Stadt nachzuwei-
sen, um die ordnungsgemafe Funktion der Abwasser-Messeinrichtung zu dokumentieren. Wird dieser
Nachweis nicht gefiihrt, findet eine Berlicksichtigung der Abzugsmengen nicht statt.

Nr. 2: Wasserzéihler

Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im Einzelfall technisch nicht méglich oder der/ dem
Gebuhrenpflichtigen nicht zumutbar, so hat sie oder er den Nachweis durch einen auf ihre/ seine Kosten
eingebauten, messrichtig funktionierenden und geeichten Wasserzahler zu fiihren. Der Wasserzahler muss
in Anlehnung an das Mess- und Eichrecht (MessEG, Mess- und EichVO) alle 6 Jahre erneut geeicht werden
oder durch einen neuen Wasserzahler mit einer Konformitatserklarung des Herstellers ersetzt werden. Aus
der Konformitatserklarung muss sich ergeben, dass der Wasserzahler messrichtig funktioniert. Der Nach-
weis Uber die messrichtige Funktion sowie Eichung des Wasserzahlers obliegt der/ dem Gebuhrenpflichti-
gen. Wird dieser Nachweis nicht gefiihrt, findet eine Beriicksichtigung der Abzugsmengen nicht statt.

Nr. 3: Nachweis durch nachpriifbare Unterlagen

Ist im Einzelfall der Einbau eines Wasserzahlers zur Messung der Wasserschwundmengen technisch nicht
moglich oder der/ dem Gebiihrenpflichtigen nicht zumutbar, so hat die/ der Gebuhrenpflichtige den Nach-
weis durch nachpriifbare Unterlagen zu fiihren. Aus diesen Unterlagen muss sich insbesondere ergeben,
aus welchen nachvollziehbaren Griinden Wassermengen der gemeindlichen Abwassereinrichtung nicht zu-
geleitet werden und wie grol8 diese Wassermengen sind. Die nachpriifbaren Unterlagen missen geeignet
sein, der Stadt eine zuverldssige Schatzung der auf dem Grundstuick zurtickgehaltenen Wassermengen zu
ermoglichen. Sind die nachprifbaren Unterlagen unschliissig und/ oder nicht nachvollziehbar, werden die
geltend gemachten Wasserschwundmengen nicht anerkannt. Soweit die/ der Gebiihrenpflichtige durch ein
spezielles Gutachten bezogen auf ihre/ seine Wasserschwundmenge den Nachweis erbringen will, hat sie
oder er die gutachterliche Ermittlung vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher
mit der Stadt abzustimmen. Die Kosten fiir das Gutachten tragt die/ der Gebiihrenpflichtige.

Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalenderjahr durch einen Antrag in Schrift- oder Textform
oder in elektronischer Form innerhalb von einem Monat nach Bekanntgabe der Jahresabrechnung durch
die Gebuhrenpflichtige oder den Gebihrenpflichtigen bei der Stadt geltend zu machen. Nach Ablauf dieser
Frist findet eine Beriicksichtigung der Wasserschwundmengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist).

Auf die Benutzung nach den Absatzen 1 bis 4 werden Vorausleitungen nach § 6 Absatz 4 KAG NW auf der
Grundlage der Wassermenge der Vorjahre erhoben.

Bei den aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfillen austretenden Flissigkeiten sowie
bei missbrauchlicher Einleitung von Grund-, Drain- und Baugrubenwasser gilt als Schmutzwassermenge die
tatsachlich in die Abwasseranlage eingeleitete Fliissigkeitsmenge. Die Einleitungsmenge ist auch hier von
der/ dem Gebihrenpflichtigen durch von ihm auf ihre/ seine Kosten eingebaute geeichte Abwassermesser,
ausnahmsweise durch andere nachprifbare Unterlagen, nachzuweisen. Solange und soweit keine Abwas-
sermesser eingebaut sind, setzt die Stadt die Einleitungsmenge nach pflichtgemaRem Ermessen fest oder
entscheidet, ob und in welcher Hohe die Einleitungsmenge aufgrund eines anderen priffahigen Nachweises
vor bzw. anstelle des Einbaues eines Abwassermessers festgesetzt wird.

Die Gebuhr betrégt je Kubikmeter (m3) Schmutzwasser 2,60 Euro.
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Flr die Ableitung von gewerblichem oder industriellem Schmutzwasser kann, sofern die Reinigung und Ab-
leitung erhohte Kosten verursacht, auBer der laufenden Schmutzwassergebihr eine Zusatzgebiihr erhoben
werden. Die erhdhte Zusatzgebiihr richtet sich nach den verursachten Mehrkosten.

Uber das Vorliegen der Voraussetzungen und die Festsetzung des Zuschlages entscheidet die Stadt nach
Anhorung der Betroffenen. Es bleibt der Stadt unbenommen, das zustandige Staatliche Umweltamt beizu-
ziehen.

§5

Niederschlagswasser

Grundlage der Geblhrenberechnung fiir das Niederschlagswasser ist die Quadratmeterzahl der bebauten
und/ oder befestigten Grundstiicksflache, von denen Niederschlagswasser leitungsgebunden oder nicht lei-
tungsgebunden in die stadtische Abwasseranlage gelangen kann, wobei die Flache auf volle Quadratmeter
(m?) abgerundet wird.

Als bebaute Grundstiicksflache gelten die Grundflachen der auf dem Grundstiick befindlichen Gebaude ein-
schlieRlich AuBentreppen, sowie die durch Dachiiberstinde, Vordicher, Carports und sonstigen Uberdach-
ungen Uberbauten Grundflachen. Griinddcher werden nur zur Hélfte als bebaute Flache bericksichtigt. Als
Griundacher gelten lickenlos bepflanzte Dachflachen mit einer Substratstarke von mindestens 10 Zentime-
ter (cm).

Als befestigte Grundstiicksflache gelten die auf dem Grundstiick betonierten, asphaltierten, plattierten, ge-
pflasterten oder mit anderen wasserundurchlassigen Materialien versehenen Flachen (beispielsweise Hof-
flachen, Zugédnge, Garagenzufahrten, Kraftfahrzeug-Abstellplatze, Lagerplatze, Terrassen) soweit sie nicht
bereits in den liberbauten Flachen enthalten sind.

Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von bebauten und/ oder befestigten
Flachen oberirdisch aufgrund des Gefilles Niederschlagswasser in die stadtische Abwasseranlage gelangen
kann.

Die bebauten und/ oder befestigten Flachen werden im Wege der Selbstveranlagung von den Eigentiimern
der angeschlossenen Grundstiicke ermittelt. Die Grundstiickseigentiimerin oder der Grundstiickseigenti-
mer ist verpflichtet, der Stadt auf Anforderung die Quadratmeterzahl der bebauten und/ oder befestigten
Flache auf ihrem/ seinem Grundstiick mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). Hierzu hat sie oder er auf Anforde-
rung der Stadt einen vorhandenen Lageplan oder andere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen
samtliche bebaute und/ oder befestigte Flachen entnommen werden kénnen. Soweit erforderlich, kann die
Stadt die Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Kommt die Grundstiickseigentiimerin oder der Grundstick-
seigentiimer ihrer/ seiner Mitwirkungspflicht Giberhaupt nicht nach oder liegen fiir ein Grundstiick keine
geeigneten Angaben/ Unterlagen der Grundstiickseigentiimerin oder des Grundstiickseigentimers vor,
wird die bebaute und/ oder befestigte Flache von der Stadt geschatzt. Die Datenerhebung, Datenspeiche-
rung und Daten-nutzung erfolgt zur ordnungsgemaRen Erflillung der Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt
(beispielsweise Planung und ausreichende Dimensionierung der 6ffentlichen Kanale), zur verursacherge-
rechten Abrechnung der Niederschlagswassergebihr und zum Nachweis der rechtmaRigen Erhebung der
Niederschlags-wassergebihr. Insoweit hat die Grundstiickseigentiimerin oder der Grundstiickseigentiimer
als Gebiihren-schuldnerin oder Gebiihrenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf infor-
mationelle Selbstbestimmung zu dulden.

Wird die GroRe der bebauten und/ oder befestigten Flache verdndert, so hat die Grundstiickseigentiimerin
oder der Grundstiickseigentiimer dies der Stadt innerhalb eines Monats nach Abschluss der Veranderung
anzuzeigen. Fiir die Anderungsanzeige gilt § 5 Absatz 2 entsprechend. Die veranderte GréRe der bebauten
und/ oder befestigten Fliche wird mit dem 1. Tag des Monats beriicksichtigt, nach dem die Anderungsan-
zeige durch die Gebihrenpflichtige oder den Gebihrenpflichtigen der Stadt zugegangen ist.

Die Gebuhr fiur jeden Quadratmeter bebauter und/ oder befestigter Flache im Sinne des Absatz 1 betragt
1,00 Euro.
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86
Beginn und Ende der Gebiihrenpflicht

Die Gebihrenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, der auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung
des Anschlusses folgt. Fiir Anschlisse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, beginnt die
Gebiihrenpflicht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten.

Die Gebuhrenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die Abwasseranlage. Endet die Gebiihren-
pflicht im Laufe eines Monats, so wird die Benutzungsgebihr bis zum Ablauf des Monats erhoben, in dem
die Veranderung erfolgt.

§7
Gebiihrenpflichtige

Geblihrenpflichtige sind

a) die Grundstiickseigentimerin oder der Grundstiickseigentiimer bzw. wenn ein Erbbaurecht bestellt ist,
die oder der Erbbauberechtigte,

b) die NieRbraucherin oder der NieBbraucher oder diejenige oder derjenige, die/ der ansonsten zur Nut-
zung des Grundstiicks dinglich berechtigt ist,

c) der StralRenbaulasttrager fir die StraRenoberflaichenentwasserung.
Mehrere Gebiihrenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

Im Falle eines Eigentumswechsels ist die neue Grundstiickseigentimerin oder der neue Grundstuickseigen-
timer vom Beginn des Monats an gebiihrenpflichtig, der dem Monat der Rechtsianderung im Grundbuch
folgt. Fir sonstige Gebiihrenpflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums- bzw. Nutzungswechsel hat die
oder der bisherige Gebuhrenpflichtige der Stadt innerhalb eines Monats nach Rechtsdanderung schriftlich
mitzuteilen.

Die Gebuhrenpflichtigen haben alle fiir die Berechnung der Gebiihren erforderlichen Auskiinfte zu erteilen
sowie der Stadt die erforderlichen Daten und Unterlagen zu {iberlassen. Sie haben ferner zu dulden, dass
Beauftragte der Stadt das Grundstiick betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu tiber-
prifen.

88
Vorausleistung und Falligkeit der Gebiihr

Die Benutzungsgebihr (Schmutzwassergebiihr) und die Vorausleistungen auf die Geblhren werden durch
Heranziehungsbescheid festgesetzt. Der Bescheid ergeht durch die Stadt oder im Auftrage der Stadt durch
die Siegener Versorgungsbetriebe GmbH (SVB) zusammen mit der Wassergeldabrechnung.

Ergeht der Bescheid durch die SVB, sind die Vorausleistungen in monatlichen oder zweimonatlichen Teilbe-
tragen jeweils am 28. des Monats fallig. Die Gebiihren im Rahmen der endglltigen Festsetzung sind 14 Tage
nach Bekanntgabe des Bescheides fillig.

Eine Schmutzwassergebiihr gemaR § 4 Absatz 8 dieser Satzung sowie Gebihren bei erforderlicher Nachver-
anlagung werden durch besonderen Heranziehungsbescheid erhoben. Die Gebiihren sind einen Monat
nach Bekanntgabe des Bescheides fallig. Die Stadt behalt sich vor, auch in diesen Fallen Vorausleistungen
auf die Gebiihren festzusetzen.

Die Stadt erhebt am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November jeden Kalenderjahres nach § 6
Absatz 4 KAG NRW Vorausleistungen auf die Jahres-Schmutzwassergebiihr in Hohe von 1/4 des Betrages,
der sich aus der Abrechnung der Wassermenge des Vorjahres ergeben hat. Ist eine solche Berechnung nicht
moglich, bemessen sich die Abschlagszahlungen und Teilzahlungen nach dem durchschnittlichen Verbrauch
vergleichbarer Haushalte und Betriebe.
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(4) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Abschlagszahlungen bemessen wurden, so wird der tberstei-
gende Betrag erstattet bzw. verrechnet. Wurden Vorausleistungen zu gering bemessen, wird der fehlende
Betrag bei der Abrechnung nacherhoben. Nach der Beendigung des Benutzungsverhaltnisses werden zu viel
gezahlte Vorausleistungen erstattet. Die auf einen zuriickliegenden Erhebungszeitraum bezeichneten Ab-
rechnungsbetrage sowie die sich aus der Abrechnung der Vorauszahlungen ergebenden Nachzahlungsbe-
trage sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Bescheides fallig.

(5) Die Niederschlagswassergebiihren werden zusammen mit den Grundbesitzabgaben durch den Heranzie-
hungsbescheid iber Grundbesitzabgaben erhoben und sind in vierteljadhrlichen Teilbetrdgen zu den im Her-
anziehungsbescheid festgesetzten Zahlungsterminen am 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. Novem-
ber des Jahres fallig.

89
Verwaltungshelfer

Die Stadt (Entsorgungsbetrieb der Stadt Siegen - ESi) ist berechtigt, sich bei der Anforderung von Gebiihren und
Vorauszahlungen der Hilfe des zustdndigen Wasserversorgers (zurzeit: Siegener Versorgungsbetriebe GmbH)
oder eines anderen von ihr beauftragten Dritten zu bedienen.

§10
Gebiihr fiir das Abfahren und die Behandlung von Klarschlamm
(Entsorgung von Grundstiicksentwasserungsanlagen)

(1) Fir das Abfahren und die Behandlung von Klarschlamm aus Kleinklaranlagen in die stadtische Klaranlage
wird die Gebiihr nach der abgefahrenen Menge in Kubikmeter (m3) erhoben, wobei angefangene Kubikme-
ter (m3) (Kubikmeter) unter 0,5 abgerundet, angefangene Kubikmeter (m3) Giber 0,5 aufgerundet werden.

(2) Die Gebihr betrdgt 89,98 Euro pro abgefahrenen Kubikmeter (m?3) Kldrschlamm.

(3) Die Gebihrenpflicht gemal Absatz 2 entsteht mit dem Zeitpunkt der Abfuhr. Die Gebihr wird durch geson-
derten Bescheid in Rechnung gestellt.

(4) Gebiihrenpflichtige oder Gebiihrenpflichtiger ist die Grundstilickseigentiimerin oder der Grundstiickseigen-
tiimer, die oder der Erbbauberechtigte oder die oder der sonst zur Nutzung des Grundstiicks dinglich Be-
rechtigte, auf deren oder dessen Grundstiick die Kleinklaranlage betrieben wird.

(5) Mit dem beauftragten Entsorgungsunternehmen ist ein Tag pro Woche als Abfuhrtag vereinbart. Ist eine
Abfuhr an einem anderen als dem vereinbarten Tag notwendig, so kann das Entsorgungsunternehmen eine
Anfahrpauschale von 243,95 Euro berechnen.

§10a
Gebiihren fir das Auspumpen und Abfahren der Inhaltstoffe aus abflusslosen Gruben

(1) Far das Auspumpen und Abfahren der Inhaltsstoffe aus abflusslosen Gruben und deren Beseitigung wird
die Gebuhr nach der abgefahrenen Menge pro Kubikmeter (m3) erhoben, wobei angefangene Kubikmeter
(m3) unter 0,5 abgerundet, angefangene Kubikmeter (m3) ab 0,5 aufgerundet werden.

(2) Die Gebiihr betrdgt 89,98 Euro pro Kubikmeter (m3) ausgepumpte/ abgefahrenen Menge.

(3) Die Gebuhrenpflicht gemaR Absatz 2 entsteht mit dem Zeitpunkt des Auspumpens. Die Gebiihr wird durch
gesonderten Bescheid in Rechnung gestellt.

(4) Gebiihrenpflichtige oder Gebihrenpflichtiger ist die Grundstiickseigentiimerin oder der Grundstiickseigen-
timer, die oder der Erbbauberechtigte oder die oder der sonst zur Nutzung des Grundstiicks dinglich Be-
rechtigte, auf deren oder dessen Grundstiick die abflusslose Grube betrieben wird.

ESi: Geblihrensatzung Seite 7



Handbuch: Ortsrecht der Stadt Siegen Ordnungsziffer 80.030

(5)

(1)

(2)

(3)

Mit dem beauftragten Entsorgungsunternehmen ist ein Tag pro Woche als Abfuhrtag vereinbart. Ist eine
Abfuhr an einem anderen als dem vereinbarten Tag notwendig, so kann das Entsorgungsunternehmen eine
Anfahrpauschale von 243,95 Euro berechnen.

§11
Entleerung der Kleinkldranlagen

Die Entleerung der Anlagen ist nach Bedarf, jedoch mindestens einmal pro Jahr durchzufiihren. Den Termin
fir die Entleerung bestimmt grundsatzlich die Stadt bzw. das von ihr beauftragte Unternehmen. Die be-
troffenen Gebilhrenpflichtigen sollen angemessene Zeit vorher benachrichtigt werden.

Die oder der Gebihrenpflichtige hat der Stadt oder dem von ihr beauftragten Unternehmen etwaig vor
dem nachsten Leerungstermin auftretenden Bedarf fiir eine Entleerung unverziglich anzuzeigen.

Die oder der Gebuhrenpflichtige ist daflir verantwortlich, dass die Anlage jederzeit zum Zweck der Entsor-
gung zuganglich ist und sich der Zugang in einem verkehrssicheren Zustand befindet. Sie oder er hat das
Betreten und sofern erforderlich das Befahren ihres/ seines Grundstiickes zum Zwecke der Entsorgung zu
dulden.

§12
Verwaltungsgebiihren fiir die Erteilung einer Entwasserungsgenehmigung
sowie fiir Kontrollen der Indirekteinleiter durch die Stadt

GemaR § 14 der Satzung der Stadt Siegen Uber die Entwdsserung der Grundstiicke und den Anschluss an
die offentlichen Abwasseranlagen (Abwassersatzung) ist fiir die Herstellung, Verdanderung und Erneuerung
von Anschlusskandlen an sowie fiir die Einleitung von Abwassern in die 6ffentliche Abwasseranlage eine
Genehmigung (Entwasserungsgenehmigung) erforderlich.

Die Genehmigungsgebiihr betragt:
a) fiir eine Erweiterung und/ oder Uberpriifung einer vorhandenen Anschlussleitung 69,00 Euro,
b) flr den Neuanschluss (erstmaliger Anschluss) 86,90 Euro.

Die Geblhr wird mit der Entwasserungsgenehmigung festgesetzt und ist zwei Wochen nach Bekanntgabe
fallig.

GemaiR § 18 der Abwassersatzung sind Beauftragte der Stadt zur Uberwachung/ Kontrolle der Entwésse-
rungsanlagen bei Ableitung von anderem als hdauslichem Abwasser berechtigt. Die Kontrollen der Stadt sind
auf Kosten der oder des Benutzungspflichtigen durchzufiihren (§ 18 Absatz 5 der Abwassersatzung). Hierflr
kann die Stadt Gebihren erheben.

Die Festsetzung der Gebuhr erfolgt in einem Gebiihrenbescheid und ist zwei Wochen nach Bekanntgabe
fallig.

lll. Abschnitt - Beitragsrechtliche Regelungen

(1)

(2)

§13
Kanalanschlussbeitrag

Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes fir die Herstellung der stadtischen Abwasseranlage erhebt
die Stadt einen Kanalanschlussbeitrag im Sinne des § 8 Absatz 4 Satz 3 KAG NW.

Die Kanalanschlussbeitrage sind die Gegenleistung fiir die Moglichkeit der Inanspruchnahme der stadti-
schen Abwasseranlage und den hierdurch gebotenen wirtschaftlichen Vorteil fir ein Grundstiick. Die Ka-
nalanschlussbeitrdge dienen dem Ersatz des Aufwandes der Stadt fir die Herstellung, Anschaffung und Er-
weiterung der stadtischen Abwasseranlage.

ESi: Geblihrensatzung Seite 8



Handbuch: Ortsrecht der Stadt Siegen Ordnungsziffer 80.030

(3)

(1)

(2)

(3)

(4)

(1)

(3)

Der Kanalanschlussbeitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick.

§14
Gegenstand der Beitragspflicht

Ein Grundstiick unterliegt der Beitragspflicht, wenn folgende Voraussetzungen erfillt sind:
1. Das Grundstiick muss an die Abwasseranlage tatsachlich und rechtlich angeschlossen werden kdnnen,
2. fur das Grundstiick muss nach der Entwasserungssatzung ein Anschlussrecht bestehen und
3. das Grundstilick muss
a) baulich oder gewerblich genutzt werden oder

b) es muss flir das Grundstiick eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt sein (beispielsweise
durch Bebauungsplan), so dass es bebaut oder gewerblich genutzt werden darf oder

¢) soweit fur ein Grundstiick eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist (beispiels-
weise im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB), muss das Grundstiick nach der Verkehrsauf-
fassung Bauland sein und nach der geordneten stadtebaulichen Entwicklung der Stadt zur Bebauung
anstehen.

Wird ein Grundstiick an die Abwasseranlage tatsadchlich angeschlossen (beispielsweise im AulRenbereich
nach § 35 BauGB), so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatz 1
nicht vorliegen.

Der Beitragspflicht nach Absatz 1 unterliegen auch Grundstiicke, die im Rahmen der Niederschlagswasser-
beseitigung mittelbar an die stadtische Abwasseranlage angeschlossen sind. Dies ist insbesondere der Fall,
wenn Niederschlagswasser von Grundstiicken oberirdisch ohne leitungsmaRige Verbindung in die stadti-
sche Abwasseranlage (beispielsweise in ein von der Stadt betriebenes Mulden-Rigolen-System) gelangen
kann.

Grundstiick im Sinne des 3. Abschnittes dieser Satzung ist unabhangig von der Eintragung im Liegenschafts-
kataster und im Grundbuch jeder demselben Grundstiickseigentiimer gehérende Teil der Grundflache, der
selbstandig baulich oder gewerblich genutzt werden darf und an die Anlage angeschlossen werden kann.

§15
Beitragsmalstab

MaRstab fir den Beitrag ist die Veranlagungsflache. Diese ergibt sich durch Vervielfachen der Grundstiicks-
flache mit dem Veranlagungsfaktor.

Als Grundstiicksflache gilt:
a) bei Grundstiicken im Bereich eines Bebauungsplanes die tatsachliche Grundstiicksflache,

b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, das heil}t bei Grundstiicken im unbeplanten Innenbereich (§ 34
BauGB) und im AuRRenbereich (§ 35 BauGB): die tatsachliche Grundsticksflache bis zu einer Tiefe von
50 Meter (m) von der Grundstilicksgrenze, die der ErschlieBungsstraRe zugewandt ist, die das Grund-
stiick wegemaRig erschlieRt (Tiefenbegrenzung). Bei Grundstiicken, die nicht an eine ErschlieRungs-
stralRe unmittelbar angrenzen, wird die Flache von der zu der ErschlieBungsstralle liegenden Grund-
stlicksseite bis zu einer Tiefe von 50 Meter (m) zugrunde gelegt. Reicht die bauliche oder gewerbliche
Nutzung Uber diese Tiefenbegrenzung hinaus, so ist die Grundstiickstiefe maRgebend, die durch die hin-
tere Grenze der baulichen Nutzung bestimmt wird, die einen Entwéasserungsbedarf nach sich zieht.
Grundstiicksteile, die lediglich die wegemalRige Verbindung zur StraRe herstellen, bleiben bei der Be-
stimmung der Grundstiickstiefe unberticksichtigt.

Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstiicksflaiche mit einem Veranlagungsfaktor vervielfacht,
der im Einzelnen betragt:
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(4)

(5)

(6)

(7)

(1)
(2)

(3)

(1)

(2)

(3)

a) beieingeschossiger Bebaubarkeit: 1,0
b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit: 1,25
c) beidreigeschossiger Bebaubarkeit: 1,5
d) beivier- und flinfgeschossiger Bebaubarkeit: 1,75

e) beisechs- und hohergeschossiger Bebaubarkeit: 2,0

Als zuldssige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte hochstzuldssige Zahl der Vollge-
schosse. Weist der Bebauungsplan nur Grundflachen- und Baumassenzahl oder nur die zuldssige Héhe der
Bauwerke und keine hochstzuldssige Zahl der Vollgeschosse aus, so gilt als Geschosszahl die Hohe des Bau-
werks geteilt durch 3,0 wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen abgerundet oder aufgerundet werden. Ist im
Einzelfall eine groRere Geschosszahl zugelassen, oder vorhanden und geduldet, so ist diese zugrunde zu
legen.

In unbeplanten Gebieten und bei Grundstiicken, fir die im Bebauungsplan weder die GeschoRzahl noch die
Baumassenzahl festgesetzt ist, ist malRgebend:

a) bei bebauten Grundstiicken die Zahl der tatséchlich vorhandenen Geschosse,

b) bei unbebauten, aber bebaubaren Grundstiicken die Zahl der auf den Grundstiicken der ndheren Um-

gebung Uberwiegend vorhandenen Geschosse.

Grundstiicke, auf denen nur Garagen oder Stellplatze gebaut werden diirfen, gelten als eingeschossig be-
baubare Grundstiicke.

In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden die in Absatz 3 genannten Nutzungsfaktoren um je 0,5
erhoht. Dies gilt auch, wenn die Gebiete nicht in einem Bebauungsplan festgesetzt, aber aufgrund der vor-
handenen Bebauung und sonstigen Nutzung als Kerngebiete, Gewerbegebiete und Industriegebiete anzu-
sehen sind oder wenn eine solche Nutzung aufgrund der in der Umgebung vorhandenen Nutzung zulassig
wadre.

§16
Beitragssatz

Der Beitrag betrigt 2,50 Euro je Quadratmeter (m?) Veranlagungsflache.

Besteht nicht die rechtliche und tatsachliche Maoglichkeit des Vollanschlusses, so wird ein Teilbetrag erho-
ben. Dieser betragt:

a) bei einem Anschluss nur fir Schmutzwasser 60 % des Beitrages

b) bei einem Anschluss nur fiir Niederschlagswasser 40 % des Beitrages.

Entfallen die in Absatz 2 bezeichneten Beschrankungen der Benutzungsmoglichkeit, so ist der Restbetrag
nach dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Beitragssatz zu zahlen

§17
Entstehen der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstiick an die 6ffentliche Abwasseranlage angeschlossen wer-
den kann.

Im Falle des § 14 Absatz 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss. In den Féllen des & 15 Absatz 2
entsteht die Beitragspflicht fiir den Restbetrag, sobald die Beschrankungen der Nutzungsmaglichkeit ent-
fallen.

Flr Grundstiicke, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits an die Abwasseranlage ange-
schlossen waren oder werden konnten, entsteht die Beitragspflicht mit Inkrafttreten dieser Satzung.
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(4) In den Fallen des Absatzes 3 entsteht keine Anschlussbeitragspflicht, wenn fiir den Anschluss des Grund-
stiicks bereits eine Anschlussgebiihr oder ein Anschlussbeitrag nach friiherem Recht gezahlt oder ein da-
hingehender Anspruch erlassen wurde oder verjahrt ist.

§18
Beitragspflichtige oder Beitragspflichtiger

(1) Beitragspflichtige oder Beitragspflichtiger ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides
Eigentiimerin oder Eigentiimer des Grundstiicks ist. Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, so
tritt an die Stelle der Eigentlimerin oder des Eigentiimers die oder der Erbbauberechtigte.

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.

§19
Falligkeit der Beitragsschuld

(1) Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fillig.

(2) Widerspruch und Klage gegen einen Beitragsbescheid haben gemaR § 80 Absatz 1 Nr. 1 der Verwaltungs-
gerichtsordnung keine aufschiebende Wirkung und entbinden deshalb nicht von der Pflicht zur fristgerech-
ten Zahlung.

IV. Abschnitt - Aufwandsersatz fiir Anschlusskanale

§20
Kostenersatz fiir Anschlusskanéle (Grundstiicksanschlussleitungen)

(1) Der Aufwand fur die Herstellung, Erneuerung, Verdanderung und Beseitigung sowie die Kosten fiir die Un-
terhaltung einer Grundstiicksanschlussleitung an die stadtische Abwasseranlage sind der Stadt nach § 10
Absatz 1 KAG NW zu ersetzen.

(2) Der Ersatzanspruch entsteht auch fiir Pumpstationen bei Druckentwé&sserungssystemen.

(3) Grundstiicksanschlussleitung sind die Leitungen von dem 6ffentlichen Hauptkanal (der 6ffentlichen Sam-
melleitung) in der 6ffentlichen StraRRe bis zur privaten Grundstiicksgrenze.

§21
Ermittlung des Ersatzanspruchs

Der Aufwand fiir die Herstellung, Erneuerung, Beseitigung, Verdanderung sowie fir die Unterhaltung wird auf der
Grundlage der tatsachlich entstandenen Kosten abgerechnet. Erhalt ein Grundstiick mehrere Anschlussleitun-
gen, so wird der Ersatzanspruch fur jede Leitung berechnet.

§22
Entstehung des Ersatzanspruches

Der Ersatzanspruch entsteht mit der endgiiltigen Herstellung der Anschlussleitung, im Ubrigen mit der Beendi-
gung der MaRnahme.

§23
Ersatzpflichtige

(1) Ersatzpflichtige oder Ersatzpflichtiger ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Kostenersatzbescheides
Eigentlimerin oder Eigentliimer des Grundstuicks ist. Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet, so
tritt an die Stelle der Eigentiimerin oder des Eigentiimers die oder der Erbbauberechtigte.
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(2) Mehrere Grundstiickseigentiimer bzw. Erbbauberechtigte haften als Gesamtschuldner.

(3) Erhalten mehrere Grundstiicke eine gemeinsame Anschlussleitung, so haften die Grundstiickseigentiimer
bzw. der Erbbauberechtigte als Gesamtschuldner.

§24
Falligkeit des Ersatzanspruchs

Der Ersatzanspruch wird einen Monat nach Bekanntgabe des Heranziehungsbescheides fallig.

V. Abschnitt * Schlussbestimmungen

§25
Auskunftspflichten

(1) Die Beitrags- und Gebiihrenpflichtigen haben alle fiir die Berechnung der Beitrage und Gebiihren erforder-
lichen Auskiinfte zu erteilen sowie Daten und Unterlagen zu liberlassen. Sie haben zu dulden, dass Beauf-
tragte der Stadt das Grundstiick betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu tberprifen.

(2) Werden Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Griinden nicht zu erlangen, so kann die Stadt die
fir die Berechnung mafRgebenden Merkmale unter Beriicksichtigung aller sachlichen Umsténde schatzen
oder durch eine anerkannte Sachverstdandige oder einen anerkannten Sachverstdandigen auf Kosten der
oder des Beitrags- und Gebihrenpflichtigen schatzen lassen.

(3) Die vorstehenden Absatze gelten fiir die Kostenersatzpflichtige oder den Kostenersatzpflichtigen entspre-
chend.

§ 26
Billigkeits- und Hartefallregelung

Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im Einzelfall besondere, insbesondere nicht beabsichtigte Har-
ten, so kénnen die Kanalanschlussbeitrage, Abwassergebihren und der Kostenersatz gestundet, ermaRigt, nie-
dergeschlagen oder erlassen werden.

§ 27
Zwangsmittel

Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei Zuwiderhandlungen gegen diese Satzung richtet sich
nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes NRW.

§28
Rechtsmittel

Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich nach den Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung.

§29
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2025 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung Uber die Erhebung von Kanalanschlussbeitragen, Abwassergebiihren und Kostener-

satz fur Grundstiicksanschliisse und Verwaltungsgebihren vom 13. Dezember 2023 (Gebiihrensatzung) in der
zurzeit giltigen Fassung auBer Kraft.

ESi: Geblihrensatzung Seite 12



	Satzung über die Erhebung von Kanalanschlussbeiträgen, Abwassergebühren und Kostenersatz für Grundstücksanschlüsse und Verwaltungsgebühren
	I. Abschnitt  Finanzierung der Abwasserbeseitigung
	§ 1 Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage
	II. Abschnitt  Gebührenrechtliche Regelungen
	§ 2 Kanalbenutzungsgebühren
	§ 3 Gebührenmaßstäbe
	§ 4 Bemessung der Schmutzwassergebühren
	§ 5 Niederschlagswasser
	§ 6 Beginn und Ende der Gebührenpflicht
	§ 7 Gebührenpflichtige
	§ 8 Vorausleistung und Fälligkeit der Gebühr
	§ 9 Verwaltungshelfer
	§ 10 Gebühr für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm
	§ 10a Gebühren für das Auspumpen und Abfahren der Inhaltstoffe aus abflusslosen Gruben
	§ 11 Entleerung der Kleinkläranlagen
	§ 12 Verwaltungsgebühren für die Erteilung einer Entwässerungsgenehmigung sowie für Kontrollen der Indirekteinleiter durch die Stadt
	III. Abschnitt  Beitragsrechtliche Regelungen
	§ 13 Kanalanschlussbeitrag
	§ 14 Gegenstand der Beitragspflicht
	§ 15 Beitragsmaßstab
	§ 16 Beitragssatz
	§ 17 Entstehen der Beitragspflicht
	§ 18 Beitragspflichtige oder Beitragspflichtiger
	§ 19 Fälligkeit der Beitragsschuld
	§ 20 Kostenersatz für Anschlusskanäle
	§ 21 Ermittlung des Ersatzanspruchs
	§ 22 Entstehung des Ersatzanspruches
	§ 23 Ersatzpflichtige
	§ 24 Fälligkeit des Ersatzanspruchs
	§ 25 Auskunftspflichten
	§ 26 Billigkeits- und Härtefallregelung
	§ 27 Zwangsmittel
	§ 28 Rechtsmittel
	§ 29 Inkrafttreten



